
Alternative prüfen
Eigentlich sollte man von vernunftbegabten
Wesen, und als solche betrachten sich die
Menschen ja wohl, doch erwarten, dass sie
auf Teuerungen mit einem veränderten Kon-
sumverhalten reagieren. Im Falle höherer
Kraftstoffpreise würde das bedeuten, sparsa-
mer fahren, weniger fahren, vor jedem Weg
prüfen, ob es akzeptable Alternativen zum
Auto gibt, und, da die Spritpreise langfristig
kaum wieder fallen werden, sich beim
nächsten Kauf für ein kleineres/sparsame-
res Fahrzeug zu entscheiden.

Die Mehrzahl der deutschen Autofahrer
ist von der Vernunft in dieser Frage jedoch
weit entfernt. Große und schwere Schluck-
spechte sind gefragt, „sportliches“ Fahren
besonders bei den jüngeren Fahrern selbst-
verständlich, eine wirkliche Verkehrsmittel-
wahl wird nicht getroffen – und es wird trotz
hoher Kraftstoffpreise aus jedem Anlass und
zu jedem Ziel mit dem Auto gefahren, auch
zum Bäcker, zur Schule oder zum Radeln in
der Natur. Geradezu reflexartig fordern nun
des Autofahrers beste Freunde vom ADAC
und mit ihm die Politiker, die sonst substan-
ziell eher wenig zu vermelden haben, die-
sen Zeitgenossen steuerliche Entlastung zu-
teil werden zu lassen.

  WILFRIED HEIMBRECHT, DELMENHORST

Ein Wahnsinn!
Von wegen, der Dieselpreis von 1,50 Euro
wurde noch nicht geknackt. Am Freitag letz-
ter Woche war ich auf dem Weg nach War-
stein und musste auf der BAB A1 bei Müns-
ter tanken. Beim Tanken sah ich zufällig auf
die Zapfsäule und stellte fest, dass der Preis
bei 1,50,9 Euro lag. Vor Schreck vergewis-
serte ich mich, dass ich auch den richtigen
„Rüssel“ genommen hatte, aber es war der
für Diesel. Trotz der Tatsache, dass ich allen-
falls den Tank halb voll hatte, nahm ich so-
fort den Zapfhahn raus. Das ist für mich der
reinste Wahnsinn. Bei meiner Weiterfahrt
im Bereich BAB-Krz. DO-Unna stellte ich
fest, dass dort bei Esso nur 1,429 Euro
genommen wurden. Man sieht also, die

Konzerne haben keine Bedenken, auch Die-
sel über die Grenze von 1,50 Euro zu brin-
gen.   JOACHIM TIETJEN, GANDERKESEE

An die Renten anpassen
Warum so umständlich. Viel einfacher wäre
es doch, die Erhöhung der Diäten an die Ren-
ten-„Erhöhungen“ anzupassen!

  HANNJÖRG KIRSCH, BRINKUM

Zum Artikel „Mehrheit sitzt Diäten-Kritik
aus“ vom 10. Mai:

Das Volk ist überflüssig!
Die Selbstbedienungsmentalität der Politi-
ker passt zu dem Gebaren der Manager. Wo
das Volk immer weniger verdient und un-
term Strich das Einkommen gerade aus-
reicht, in dieser Zeit stopfen sich die Politi-
ker die Taschen rigoros voll und das Volk
zeigt zwar etwas mehr politische Verdros-

senheit, aber auch dieses kommt den Politi-
kern entgegen, denn wenn sie nur von weni-
gen Prozenten aus der Bevölkerung noch ge-
wählt werden, kann man leichter die abso-
lute Mehrheit erreichen. Das Fazit hieraus:
Die Politiker brauchen das Volk nicht mehr,
außer, um sich die Taschen vollzustopfen.

  MANFRED SEVERIT, BREMEN

Zu den Artikeln „Mehrheit sitzt Diäten-Kri-
tik aus“ vom 10. Mai und „Schweriner wäh-
len Claussen ab“ vom 28. April:

Zeit zum Nachdenken
Die hier gezeigte politische Arroganz gegen-
über den Wählern, dem Volk ist unbegreif-
lich. Ob’s gut geht? Ich hoffe, wenn ich nach
Schwerin blicke, dass der Wähler auch künf-
tig richtig kontert. Dort wurde dem Oberbür-
germeister mehrfach die Gelb-Rote Karte ge-
zeigt, seit dem 27. April 2008 ist er weg: ab-
gewählt von den Schweriner Bürgern (und
das im Osten, in der ehemaligen DDR). Gra-
tulation an diese SchwerinerInnen! Diesem
Hoffnungssignal folgend, wünsche ich mir,
dass nach der Bundestagswahl 2009 etliche
der jetzigen Abgeordneten rausfliegen und
auf der Strafbank weiter über ihre politische
Instinktlosigkeit nachdenken lernen.

  WOLFGANG WITTE, BREMEN

Die Fahrt zur Tankstelle ist für viele derzeit ein Schockerlebnis.  FOTO: DPA

Zum Artikel „Betriebsrat: Eine Katastro-
phe“ vom 8. Mai:

Nicht nachzuvollziehen
Als betroffene Bürgerin eines Stadtteiles
links der Weser kann ich diesen Entschluss
des neuen Holding-Chefs Diethelm Hansen
nicht nachvollziehen. Ich habe unlängst an
einem sehr interessanten zukunftsweisen-
den Gesundheitskongress in dieser Klinik
teilgenommen und war positiv überrascht,
welche Perspektiven sich für uns Patienten
auftaten. Diese hier vorgestellten Konzepte
mit engagierten Menschen, die Stehvermö-
gen haben, (zu denen ich auch Herrn Strem-
mel zähle) in Bremen Wirklichkeit werden
zu lassen! Des Weiteren ist mir und wohl

auch vielen nicht klar, warum hier ein kom-
petenter Mann einfach so „entsorgt“ wird.
Haben wir nicht gerade in jüngster Vergan-
genheit genug „Klinikskandale“ genossen,
und nicht nur in jüngster Vergangenheit,
sondern auch etwas weiter zurück eben-
falls. Ich hoffe, diese Entscheidung wird
nochmals gründlich überdacht. Wir können
uns diese nicht leisten.

  HEIDELINDE TOPF, BREMEN
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Zum Thema „Einlasskontrollen im Weser-
stadion“:

Die Krönung
Am Samstag habe ich – leider nicht zum ers-
ten Mal – Probleme mit dem Ordnungs-
dienst des SV Werder Bremen gehabt. Be-
reits beim CL-Qualifikationsspiel gegen Di-
namo Zagreb wurde mir der Zutritt zum Sta-
dion verwehrt. Begründung der Ordner:
Das Mitführen eines Regenschirms ist verbo-
ten! Erst nach Abgabe des Schirms konnte
ich das Stadion betreten. Gott sei Dank hat
es nicht geregnet! Nach Studium der
Stadionordnung ist mir immer noch nicht
klar, um welchen verbotenen Gegenstand
es sich gehandelt hat. (Wurfgeschoss?)

Die „Krönung“ jedoch jetzt beim Spiel ge-
gen Hannover 96. Aussage des Ordners. Mit
dem Weser-Kurier können Sie das Stadion
nicht betreten! Es handelt sich um einen
leicht entzündlichen Gegenstand. Ich
glaubte, ich wäre im falschen Film. Leicht
entzündlich ist letztendlich doch jeder Ge-
genstand (Schal, Fahne, Fan-Mütze,
T-Shirt). Da dies jedoch Fanartikel (an de-
nen der SV Werder sehr gut verdient) sind,
gelten hierfür vermutlich andere Kriterien.
Konsequent wäre es hingegen, sämtliche
Feuerzeuge einzuziehen. Auf diesen glorrei-
chen Gedanken ist man jedoch noch nicht
gekommen. Nur mit viel Mühe konnte ich
meine Ehefrau zum Bleiben im Stadion über-
reden. Ironische Bemerkung des Ordners
„Sie sind ja nicht zum Zeitungslesen hier“.
Besonders absurd erscheint dieses „Verbot“
vor dem Hintergrund, dass der SV Werder
vor dem Weserstadion das Werder-Magazin
(in Papierform!) verkauft.  
 RAINER HEINEKE, HAMBERGEN

Zum Artikel „Zahn raus, Zahn rein“
vom 11. Mai:

Völlig verblüfft
Dr. Bertelsen hat bei mir, ich war zu dem
Zeitpunkt 6o Jahre alt, nach der im Artikel
beschriebenen Reimplantationsmethode ei-
nen entzündeten Backenzahn behandelt.
Ich war darauf nicht vorbereitet und völlig
verblüfft, als der Zahn vor meinen Augen be-
arbeitet und dann wieder eingesetzt wurde.
Dass dieses Vorgehen für den Patienten im
Vergleich zur Alternative geradezu komfor-
tabel ist, kann ich voll bestätigen. Übrigens
tut dieser Zahn nunmehr seit 5 Jahren klag-
los seine Arbeit. SABINE BRUDER, FISCHERHUDE

Zum Thema „Rentenerhöhung“:

Das kann nicht sein!
Endlich regt sich bei den Rentnern etwas
und sie fangen an zu begreifen, dass ohne
sie in diesem Land nichts geht. Da wird ih-
nen von der Politik und einigen, die es nicht
besser wissen (sogenannten Wirtschafts-
weise), erklärt, sie würden auf Kosten der
Jungen leben. Es wird versucht, ihnen zu er-
klären, dass 1/3 des Staatshaushaltes für

Renten ausgegeben wird. Dieses kann so
nicht stehen bleiben, da sich diese Herren
anmaßen, die Rentenkasse als Staatshaus-
halt darzustellen, diese Kasse gehört aber
einzig und allein den Rentnern und wenn un-
ser Kanzler der Einheit bei der Wiederverei-
nigung und der Eingliederung unserer Mit-
bürger aus Russland nicht die Rentenkasse
geplündert hätte, würde diese bestimmt bes-
ser aussehen.

Vielleicht könnte einer dieser Politiker
den Rentnern ja einmal erklären, was alles
aus der Rentenkasse für Fremdleistungen
herausgenommen wird. Es kann doch nicht
sein, dass Mitbürger aus dieser Kasse be-
zahlt werden, obwohl sie keinen Cent einge-
zahlt haben. Nur zur Klarstellung, ich habe
überhaupt nichts dagegen, dass diese Perso-
nen Renten beziehen, nur diese Renten kön-
nen eben nicht aus der Rentenkasse bezahlt
werden.

Man hört nicht einmal, wie viel eigentlich
den Staat die Bezahlung der Pensionen kos-
tet, die ja von den Beziehern nicht einge-
zahlt wurden, da hält man sich fein zurück.
Warum hat der Staat dafür eigentlich keine
Rückstellungen gebildet?

Auch hier zur Klarstellung, ich habe
nichts dagegen, dass Pensionen gezahlt wer-
den, nur man sollte auch darüber sprechen,
wo das Geld dafür hergenommen wird.
Auch was die Fehlleistungen einiger Ban-
ker in Deutschland den Staat gekostet ha-
ben und weiterhin kosten, wird nicht ge-
sagt. Von diesen Summen könnte man den
Rentnern und Pensionären eine Erhöhung
geben. Gleichzeitig könnte man auch die
Steuern senken, damit die arbeitende Bevöl-
kerung endlich die Binnenkonjunktur an-
kurbeln kann.  HARTMUT SAFT, DELMENHORST

Zum Artikel „Berater: Bagis setzt Kunden
unter Druck“ vom 9. Mai:

Aussichtslos
Statt immer mehr staatlichen Druck auf be-
dürftige Menschen auszuüben, die in eine
Notlage geraten sind, sollten die Behörden
endlich wirkliche Hilfs- und Qualifizierungs-
angebote unterbreiten. Stattdessen werden
die bestehenden Gesetze immer häufiger
zum Nachteil des Betroffenen ausgelegt. Es
ist nämlich einfacher, die Kosten im Sozial-
bereich durch überzogene Sanktionen und
Kürzungen zu drücken, als hilfebedürftige
Menschen wirklich zu qualifizieren und wei-
terzubilden. Am Ende führt dies aber zu ei-
ner reinen Verwahrung – ohne Aussicht auf
Besserung!  MATTHIAS KREUSEL, HUDE

Zum Artikel „Benzin befeuert
Steuer-Debatte“ vom 11. Mai:

Mehr Eigenverantwortung
Angesichts der ständig steigenden Sprit-
preise immer wieder nur nach dem Staat
und also nach Steuererhöhungen zu rufen
ist fürchterlich bequem: „Die da sollen bitte
was dagegen machen“, wird gerufen und
dabei mit dem Finger in Richtung Berlin ge-
zeigt. Wie wäre es denn, wenn man die eige-
nen Kosten der hochgeschätzten Mobilität
mal selber in die Hand nimmt und die
„Kiste“ einfach mal des öfteren vor der
Haustür stehen lässt und zudem eventuell
auf ein im Verbrauch sparsameres Auto um-
steigt (wofür braucht denn überhaupt ir-
gend jemand im innerstädtischen Verkehr
einen spritfressenden Geländewagen?)
Wäre besonders Ersteres ein so großes Pro-
blem? Ich denke nicht! Dass der Schutz unse-
rer Umwelt nicht ohne persönliche Ein-
schränkungen zu machen sein wird, sollten
auch die Vertreter der FDP, CDU, der Indus-
trie und des ADAC möglichst bald lernen.

  SVEN MEYER, BREMEN

Zum Artikel „Rekordpreise für Sprit und
Öl“ vom 10. Mai:

Umdenken ist wichtig
Für solche Menschen, die ohnehin nicht viel
verdienen, ist der Wunsch, durch Steuern
auf die gestiegenen Benzinpreise nicht zu-
sätzlich belastet zu werden, sehr verständ-
lich. Tatsache ist aber, dass sich die Anzei-
chen mehren, dass die Zeiten der billigen
Rohölpreise – und damit des billigen Ben-
zins – endgültig vorbei sind. Denn das Maxi-
mum der wirtschaftlich machbaren Erdölför-
derung scheint nahezu erreicht. Der Rohöl-
preis hat sich in acht Jahren versechsfacht
und in einem Jahr verdoppelt. Die Rohölför-
derung dagegen ist, trotz weltweit wachsen-
der Nachfrage, seit drei oder vier Jahren
nicht weiter gestiegen, und in fast allen
wichtigen Förderländern sinkt die Förde-
rung bereits.

Lässt sich aber die Ölförderung nicht
mehr steigern, wird sich der Ölpreis auf
Grund der kontinuierlich steigenden globa-
len Nachfrage weiter innerhalb weniger
Jahre vervielfachen. Eine solche neue Öl-
krise könnte den Ölschock von 1973, als
eine nur fünfprozentige Drosselung der Pro-
duktion von Seiten der OPEC zu einem Preis-
anstieg um 200 Prozent führte, weit in den
Schatten stellen.

Ein Ölpreisanstieg von 800 Dollar pro Bar-
rel in drei Jahren wäre dann keineswegs im
Bereich des Unmöglichen. Sicher voraussag-
bar ist diese Entwicklung nicht, jedoch in-
zwischen so wahrscheinlich, dass ein ver-
nünftiges Risikomanagement nicht kurzfris-
tige Steuererleichterung verlangt, sondern
ein radikales Umsteuern. Denn die heutige
wirtschaftliche Infrastruktur ist viel zu sehr
vom einstmals billigen Erdöl abhängig, vor
allem vom Treibstoff als Energieträger im
Transport, und die nötigen Anpassungspro-
zesse brauchen Zeit.

Je früher nötige Anpassungen stattfin-
den, desto größer sind die Chancen, gravie-
rende wirtschaftliche Krisen zu vermeiden.
Die Möglichkeiten sind vielfältig. Für Städte
wie Bremen beispielsweise wäre es bei ei-
nem weiteren Anstieg höchst sinnvoll, nicht
nur den ÖPNV auszubauen, sondern auch
Busse mit Verbrennungsmotoren durch
Oberleitungsbusse zu ersetzen, eine etab-
lierte, kostengünstige, und in mehrfacher
Hinsicht emissionsarme Technologie.

  JOHANNES NIX, BREMEN

Zum Artikel „Eine schlichte Unverschämt-
heit“ vom 7. Mai:

Ungerechtfertigte Erhöhung
Ich muss schon sagen, es verschlägt mir die
Sprache! Mit welchem Recht greifen die von
uns gewählten Politiker noch etwas tiefer in
unsere Taschen und erhöhen sich gleich
noch einmal die Diäten? Sie wurden doch ge-
rade erst erhöht! Welcher normale Durch-
schnittsbürger bekommt innerhalb weniger
Monate gleich zwei beziehungsweise drei
Gehaltserhöhungen? Ich denke nicht, dass
unsere Politiker derartig diensteifrig und
fleißig sind, dass eine so baldige Gehaltser-
höhung gerechtfertig ist. Sind nicht doch im-
mer wieder gerne Politiker mit Rang und Na-
men auf den Gehaltslisten namenhafter Un-
ternehmen?

Wäre es nicht langsam an der Zeit, finan-
zielle Mittel in den sozialen Bereich zu schie-
ßen? Warum wird die Jugend nicht weiter
unterstützt? Oder im Rentenbereich?
Warum bekommen die Rentner eine so
geringe Rente? Und dass, obwohl viele unse-
rer „Senioren“ ein Leben lang hart gearbei-
tet haben!  BEATE HECHT-WOHLERS, BREMEN

Müssen es so viele sein?
Jeder im Arbeitsleben stehende Bürger
möchte von Jahr zu Jahr mehr verdienen.
das ist durchaus legitim. Die weitaus größte
Gruppe der beruflich Tätigen schafft Werte
und verdient durch Handel oder durch Her-
stellung von Waren Geld. Diese Gruppe
lehrt, forscht und sorgt für Ordnung. Eine an-
dere Gruppe, meines Erachtens zahlenmä-
ßig sehr stark, verwaltet, schafft Gesetze
und Verordnungen, hält viele Reden und
blockiert sich. Über 600 Personen sitzen da-
von im Bundestag und sind manchmal auch
im Plenarsaal anzutreffen. Müssen es denn
so viele dort sein? Erfreulicherweise haben
einige Bundestagsabgeordnete die richtige
Einstellung und tragen, wie Frau Lenke aus
Oyten (FDP), die „Arroganz der Mehrheit“
nicht mit. Bei der nächsten Wahl sollten sich
alle Wahlberechtigten daran erinnern.

  JÜRGEN MEYER, OYTEN
Zum Artikel „Einbruch bei der Bremer
Polizei“ vom 11. Mai:

Da waren die Hühner weg
Dieser Artikel weckt bei mir die Erinnerung
an eine wahre Begebenheit im Kriege (1943
oder 1944): An der Stelle Ecke Parkallee/
Schwachhauser Ring, an der sich jetzt das
„Polizeirevier Schwachhausen“ befindet,
gab es auch früher schon eine Polizeiwache,
die sogenannte „Parkwache“, die in einem
viel kleineren, alten und efeubewachsenen
Backsteinhaus untergebracht war.

Während des Krieges hielten sich die Poli-
zeibeamten dort im Hof hinter dem Haus
Hühner, um die kärgliche Eier- und Fleisch-
zuteilung etwas aufzubessern. Abends wur-
den die Tiere natürlich sorgfältig einge-
schlossen, trotzdem waren eines Morgens
alle Hühner verschwunden, ohne dass die
diensthabenden Beamten irgendetwas ge-
hört oder gesehen hatten. Auch damals trug
dieser Vorfall sehr zur Erheiterung der Be-
völkerung bei – in einer Zeit, in der es sonst
nicht viel zum Lachen gab. 
 HELGA BREMERMANN, BREMEN

Zum Artikel „Einsparen durch Tarifflucht?“
vom 13. Mai:

Ein klarer Kurs
Der Bundestag hat mit den Stimmen der
SPD, CDU und CSU in erster Lesung die Teil-
privatisierung der Deutschen Bundesbahn
AG beschlossen. 24,9 Prozent der Anteile an
der Verkehrs- und Logistiksparte werden
an private Investoren verkauft. Die SPD dis-
kutiert gleichzeitig über die stimmrechts-
lose Volksaktie (die Pleite mit der „Tele-
kom-Volksaktie“ scheint schon vergessen
zu sein). Das ist der nächste Schritt zur weite-
ren Privatisierung der Bahn! Durch die Priva-
tisierung soll die Bahn AG „wettbewerbsfä-
hig“ werden. Das heißt im Klartext, die un-
rentablen Bahnstrecken werden noch wei-
ter stillgelegt, die Mobilität der Bevölke-
rung, vor allem im ländlichen Raum, weiter
eingeschränkt – mit Unterstützung der
„Volksaktie“?

Die Verteuerung der Fahrpreise ist aus
Renditegründen programmiert, es trifft die-
jenigen, die aus finanziellen oder ökologi-
schen Gründen mit der Bahn fahren. Und
um die „Volksaktie“ rentabel zu machen,
soll „das Volk“ dann diese Erhöhung guthei-
ßen? Dieser Versuch, uns für dumm zu ver-
kaufen, wird durch eine Personalie noch ge-
toppt: Ebenfalls am Donnerstag trat Norbert
Hansen als Vorsitzender der Gewerkschaft
Transnet zurück. Er wird einen noch zu
schaffenden (!) Posten als Personalchef bei
der DB übernehmen. Somit bekommt er end-
lich seine persönliche Belohnung für sein En-
gagement zur Privatisierung, er dementiert
umgehend entsprechende Vorwürfe: „Die
Unterstellung, ich hätte als Gewerkschafts-
chef aus persönlichen Motiven die Bahnre-
form unterstützt, ist aberwitzig“, und weiter
sagte Hansen, er habe seit 16 Jahren im Vor-
stand der Bahngewerkschaft Transnet ei-
nen klaren bahnpolitischen Kurs vertreten.
Das letzte stimmt allerdings: Transnet unter-
stützt als einzige Gewerkschaft die Privati-
sierungspläne!  HEIKE HEY, BREMEN

Zum Thema Rentenerhöhung:

Beispiel Schweiz
Da im nächsten Jahr Wahlen anstehen und
die Politikerinnen und Politiker Angst um ih-
ren Posten haben, weil viele Wähler abge-
sprungen sind, siehe Wahlen in Hessen und
Hamburg, gehen sie jetzt mit Rentenerhö-
hungen auf Wählerfang. Was nützen mir 10
Euro Brutto mehr, wenn die Nebenkosten
um 50 Euro gestiegen sind (und nach den
Wahlen noch weiter steigen!) Wann geht
das Volk endlich auf die Barrikaden? Die Da-
men und Herren Abgeordneten erhöhen
sich ihre Diäten um 6 Prozent (7000 Euro/
Monat) plus ihrem Gehalt und Nebenein-
künften. Wann kommt das Volksabstim-
mungsgesetz wie in der Schweiz?

  WOLFGANG SCHUR, BREMEN

Zum Artikel „Wechsel an der Spitze des
Innenresorts“ vom 8. Mai:

Kein Vergleich
Da ist wieder mal einer gewählt worden,
den eigentlich keiner braucht. Wieso? Ein
Beispiel: Ich war heute bei der Zulassungs-
stelle Bremen-Mitte, um ein Auto umzumel-
den. Im Warteraum kamen die Gespräche
mit anderen Betroffenen wegen der abseh-
bar langen Wartezeit auf vergleichbare
Werte im Bremer Umland. Verden wurde
mit maximal 30 Minuten erwähnt, Syke mit
15 bis 30 Minuten, OHZ mit 3 bis 5 Minuten
(inklusive freundlicher Bedienung)! Nach
schier endlosen 150 Minuten war ich dann
endlich wieder draußen. Nun frage ich
mich, warum es eigentlich so schlimm ist,
das diese Landkreise von Hannover aus re-
giert werden. Der Bürger hat offensichtlich
nur Vorteile davon! Auf die Mitarbeiter in
den Bremer Ämtern, Behörden und Parteien
können die Niedersachsen gut verzichten.

  ANDREAS NIESE, BREMEN
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